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Antrag 

der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hart-
mann, Jürgen Mistol, Thomas Gehring, Ulrike Gote, 
Katharina Schulze, Gisela Sengl, Dr. Sepp Dürr, Ve-
rena Osgyan und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN) 

Straßenausbaubeiträge: Evaluation der Änderung 
des Kommunalabgabengesetzes (KAG) 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Aus-
schuss für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und 
Sport spätestens ein Jahr nach Inkrafttreten der Ände-
rung des Kommunalabgabengesetzes (am 1. Ap-
ril 2017) zur Erhebung von Straßenausbaubeiträgen 
schriftlich und mündlich zu berichten, 

─ wie hoch der Anteil der Städte und Gemeinden ist, 
die aktuell Straßenausbaubeiträge erheben (bitte 
aufgeschlüsselt nach Regierungsbezirken); 

─ in welcher Höhe in 2015 und 2016 Straßenaus-
baubeiträge erhoben wurden (bitte aufgeschlüs-
selt nach Regierungsbezirken); 

─ wie viele Kommunen seit dem Inkrafttreten des 
Kommunalabgabengesetzes (KAG) am 1. Ap-
ril 2016 erstmals oder nach einer Aufhebung wie-
der eine Ausbaubeitragssatzung erlassen haben; 

─ wie viele Kommunen wiederkehrende Beiträge als 
Alternative zur Einmalerhebung eingeführt haben 
und welche Erfahrungen damit gemacht wurden; 

─ in welchem Umfang die Bezirksregierungen da-
rauf hinwirken, dass die Kommunen Ausbaubei-
tragssatzungen erlassen und 

─ in welchen Fällen und aus welchen Gründen Aus-
nahmeregelungen weiterhin zugelassen sind. 

Begründung: 

Zum 1. April 2016 ist eine Änderung des Kommunal-
abgabengesetzes (KAG) in Kraft getreten. Bei der 
Erhebung von Straßenbeiträgen können Kommunen 
seither als Alternative zur Erhebung einmaliger Stra-
ßenausbaubeiträge wiederkehrende Beiträge von 
Grundstückseigentümern erheben. Dadurch werden 
die Kosten auf einen breiteren Personenkreis verteilt 
und über einen längeren Zeitraum gestreckt. Eine 
Erhebung aus dem Jahr 2015 hat gezeigt, dass ledig-
lich 72 Prozent der bayerischen Kommunen Straßen-
ausbaubeiträge einfordern, wobei von dieser „Sollvor-
schrift“ eigentlich nur in gut begründeten Ausnahme-
fällen abgewichen werden darf. Ein aktuelles Urteil 
des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs aus dem 
November 2016 hat nun bestätigt, dass Städte und 
Gemeinden trotz guter Finanzlage zur Erhebung von 
Straßenausbaubeiträgen grundsätzlich verpflichtet 
sind. Um einen möglichst einheitlichen Vollzug und 
damit auch eine Akzeptanzsteigerung des beitragsfi-
nanzierten Systems zu gewährleisten, ist eine erneute 
Überprüfung der Praxis bei der Erhebung von Stra-
ßenausbaubeiträgen erforderlich. 
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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Kommunale Fragen, Innere 
Sicherheit und Sport 

Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, 
Ludwig Hartmann, Jürgen Mistol u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 17/14510 

Straßenausbaubeiträge: Evaluation der Änderung 
des Kommunalabgabengesetzes (KAG) 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung in folgender Fassung:  

„Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Aus-
schuss für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit 
und Sport zwei Jahre nach Inkrafttreten der Ände-
rung des Kommunalabgabengesetzes (am 1. April 
2018) zur Erhebung von Straßenausbaubeiträgen 
schriftlich zu berichten, 

─ wie viele Städte, Märkte und Gemeinden über 
eine Straßenausbaubeitragssatzung verfügen 
(bitte aufgeschlüsselt nach Regierungsbezir-
ken); 

─ in welcher Höhe in 2015 und 2016 Straßen-
ausbaubeiträge erhoben wurden (bitte aufge-
schlüsselt nach Regierungsbezirken); 

─ wie viele Städte, Märkte und Gemeinden seit 
dem Inkrafttreten des Kommunalabgabenge-
setzes (KAG) am 1. April 2016 erstmals eine 
Ausbaubeitragssatzung erlassen haben; 

─ wie viele Städte, Märkte und Gemeinden eine 
Satzung zur Erhebung wiederkehrender Be-
träge erlassen haben;  

─ in welchem Umfang die Bezirksregierungen 
darauf hinwirken, dass die Städte, Märkte und 
Gemeinden Ausbaubeitragssatzungen erlas-
sen und 

─ in welchen Fällen und aus welchen Gründen 
Ausnahmeregelungen weiterhin zugelassen 
sind.“  

 

 

Berichterstatter: Jürgen Mistol 
Mitberichterstatter: Otto Lederer 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Kom-
munale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 
federführend zugewiesen. Weitere Ausschüs-
se haben sich mit dem Antrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag 
in seiner 64. Sitzung am 25. Januar 2017 be-
raten und e i n s t im m i g  in der in I. enthalte-
nen Fassung Zustimmung empfohlen. 

Dr. Florian Herrmann 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Jürgen Mistol, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Katharina Schulze, 
Gisela Sengl, Dr. Sepp Dürr, Verena Osgyan und Fraktion (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 17/14510, 17/15255 

Straßenausbaubeiträge: Evaluation der Änderung des Kommu-
nalabgabengesetzes (KAG) 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Ausschuss für Kommuna-
le Fragen, Innere Sicherheit und Sport zwei Jahre nach Inkrafttreten 
der Änderung des Kommunalabgabengesetzes (am 1. April 2018) zur 
Erhebung von Straßenausbaubeiträgen schriftlich zu berichten, 

─ wie viele Städte, Märkte und Gemeinden über eine Straßenaus-
baubeitragssatzung verfügen (bitte aufgeschlüsselt nach Regie-
rungsbezirken); 

─ in welcher Höhe in 2015 und 2016 Straßenausbaubeiträge erho-
ben wurden (bitte aufgeschlüsselt nach Regierungsbezirken); 

─ wie viele Städte, Märkte und Gemeinden seit dem Inkrafttreten 
des Kommunalabgabengesetzes (KAG) am 1. April 2016 erstmals 
eine Ausbaubeitragssatzung erlassen haben; 

─ wie viele Städte, Märkte und Gemeinden eine Satzung zur Erhe-
bung wiederkehrender Beträge erlassen haben;  

─ in welchem Umfang die Bezirksregierungen darauf hinwirken, 
dass die Städte, Märkte und Gemeinden Ausbaubeitragssatzun-
gen erlassen und 

─ in welchen Fällen und aus welchen Gründen Ausnahmeregelun-
gen weiterhin zugelassen sind. 

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures



Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 6 auf:

Abstimmung

über Europaangelegenheiten und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage)

Bevor ich über die Liste abstimmen lasse, möchte ich darauf hinweisen, dass der Aus

schuss für Bundes und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen in sei

ner gestrigen Sitzung die unter Nummer 1 bis 3 aufgeführten Subsidiaritätsangelegen

heiten betreffend die Verhältnismäßigkeitsprüfung vor Erlass neuer 

Berufsreglementierungen sowie die Gründung einer Agentur der Europäischen Union 

für die Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehörden und betreffend die Durch

setzung der Richtlinie über Dienstleistungen im Binnenmarkt und der Änderung der 

Richtlinie über die Verwaltungszusammenarbeit mit Hilfe des BinnenmarktInformati

onssystems beraten und empfohlen hat, die Staatsregierung aufzufordern, im Bundes

rat auf Subsidiaritätsbedenken hinzuweisen und diese weiter dazu aufzufordern, dass 

diese Bedenken Eingang in den Beschluss des Bundesrates finden. Es sind dies die 

Drucksachen 17/15503 bis einschließlich 17/15505. Das Abstimmungsverhalten der 

Fraktionen können Sie der aufgelegten Liste entnehmen.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundla

gen mit den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende 

Liste.

(Siehe Anlage)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich jetzt um sein Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der 

SPD, der FREIEN WÄHLER und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Danke schön. 

Gegenstimmen? – Keine Gegenstimmen. Stimmenthaltungen? – Keine Stimmenthal

tungen. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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